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alles, was recht ist / fair tragen

Von André Zuschlag

Freiheitsentzug ist hierzulande der härteste 
Eingriff, den der Staat gegen seine Bürge-
rInnen vornehmen darf. Auch für die Ver-
hängung der Untersuchungshaft bei drin-
gendem Tatverdacht hängt die Latte hoch. 
Eigentlich. Doch laut einer neuen Unter-
suchung zeigt sich jetzt, dass die Haupt-
annahme für die Begründung von U-Haft 
wissenschaftlich kaum haltbar ist. Die Juris-
tin Lara Wolf hat in ihrer Doktorarbeit die 
richterlichen Argumente zur Begründung 
von Fluchtgefahr untersucht und kommt 
zu einem vernichtenden Urteil: „Die Ent-
scheidungen beruhen Großteils auf Alltags-
theorien, sie folgen richterlicher Intuition, 
weil die Vorschriften einen großen Entschei-
dungsspielraum ermöglichen“, sagt Wolf. 
Und: Die Prognosen würden sich in den al-
lermeisten Fällen nicht bewahrheiten.

Die Verhängung von U-Haft ist zulässig, 
wenn Verdunkelungsgefahr besteht, Be-
schuldigte also womöglich Beweise vernich-
ten und Spuren vertuschen könnten. Wei-
tere Gründe können die besondere Schwere 
der Tat oder eine mögliche Wiederholungs-
gefahr sein. In mehr als 90 Prozent der Ent-
scheidungen ist jedoch eine befürchtete 
Fluchtgefahr der Grund für den Grund-
rechts-Eingriff. Diese Entscheidungen stel-
len sich meist als falsch heraus: Fast nie-
mand flüchtet, falls er vorzeitig aus der U-
Haft entlassen wird. Das ist zumindest ist 
das Ergebnis von Wolfs Dissertation.

Die Juristin hat für ihre Studie 169 Ent-
scheidungen von Oberlandesgerichten ge-
sichtet, die Verdächtige wieder aus der U-
Haft entlassen haben. In allen Fällen lag es 
daran, dass die bearbeitenden Behörden 
gegen den Beschleunigungsgrundsatz ver-
stoßen haben, sodass die Verdächtigen vor-
erst freigelassen werden mussten. Nur in be-
sonderen Ausnahmen dürfen Verdächtige 
länger als sechs Monate in U-Haft einsitzen. 
Tatsächlich sind nur acht Prozent der Unter-
suchten geflohen – obwohl zu diesem Zeit-
punkt das Oberlandesgericht die Fluchtge-
fahr bejahte.

Während RichterInnen also eine hohe 
Fluchtgefahr sehen, zeigt die Realität das 
Gegenteil. Dabei sollte der Grund für die ge-
ringe Fluchtzahl den RichterInnen einleuch-
ten: „Flucht lohnt sich einfach nicht“, sagt 
Wolf. Nur wer gar keine Bindung in Deutsch-
land hat, versuche sich der Strafverfolgung 
zu entziehen. Und das seien wenige.

Eine vorherrschende Annahme der Rich-
terInnen sei, dass Beschuldigte bei der An-

drohung von hohen Strafen eher fliehen 
würden, wohingegen die Fluchtgefahr bei 
Geständigen gering sei. Wissenschaftlich 
ließe sich das aber nicht halten, so Wolf –  
so wenig wie die Annahme, dass Drogen-
abhängigkeit eher fluchtbegünstigend sei.

„Letztlich lässt sich Fluchtgefahr immer 
begründen“, sagt Wolf. Dies zeigt sich an der 
finanziellen Situation der Beschuldigten. 
Während manche RichterInnen argumen-
tieren, dass wohlhabende Personen nicht 
fliehen, weil sie ihre finanzielle Situation 
aufs Spiel setzen, kommen andere zum ge-
nau gegenteiligen Ergebnis und meinen, 
wer das Geld habe, könne sich die Flucht 
leisten.

RichterInnen beklagen 
wachsenden Aufwand
Darüber hinaus zeigt die Studie, wie leicht-
fertig U-Haft verhängt wird: In 42 Prozent 
der untersuchten Fälle erhielten die Beschul-
digten später einen Freispruch, eine geringe 
Geldstrafe oder ihr Verfahren wurde einge-
stellt. Zugleich sitzen aber jährlich 25.000 
Personen in U-Haft. Diese hohe Zahl sorgt 
wiederum dafür, dass Verdächtige freige-
lassen werden müssen, weil die Strafver-
fahren zu lange dauern. Die Gerichte sind 
überlastet – oder arbeiten zu langsam. So 
musste etwa der ehemalige NPD-Politiker 
Maik Schneider aus der Haft entlassen wer-
den. Ihm wird ein Brandanschlag auf eine 
Geflüchtetenunterkunft vorgeworfen. In 
Bremen mussten 2017 fünf dringend Tat-
verdächtige entlassen werden. Bundesweit 
zeigen Zahlen aus dem Jahr 2017 einen An-
stieg solcher Fälle.

Der Deutsche Richterbund beklagt den 
wachsenden Aufwand der Verfahren – es 
sammle sich immer mehr Datenmaterial 
an, das auch ausgewertet werden müsse. 
Zugleich gebe es einen riesigen Personal-
mangel. Durch anstehende Pensionierun-
gen drohe sich die Lage weiter zu verschlim-
mern. Nach Angaben des Richterbundes 
gehen in den nächsten 15 Jahren etwa 40 
Prozent aller RichterInnen und Staatsan-
wältInnen in Bund und Ländern in den Ru-
hestand.

Dabei ließe sich die hohe Zahl unbe-
gründeter Fluchtgefahr verringern, indem 
RichterInnen eine umfassendere Entschei-
dungsgrundlage erhielten, meint Wolf. Sie 
schlägt vor, dass die StrafermittlerInnen 
in jedem Fall einen Fragebogen über die 
Tatverdächtigen ausfüllen sollen, der An-
haltspunkte zur Beurteilung der Fluchtge-

fahr liefert. Auch eine systematische Rück-
meldung, ob sich die postulierte Fluchtge-
fahr bestätigt, wäre ein Ansatz, ohne dass 
dafür gesetzliche Bestimmungen geändert 
werden müssten. Denn üblicherweise er-
fahren RichterInnen im Nachgang nur da-
von, wenn sie eine Person nicht in U-Haft 
gesteckt haben und diese dann geflohen ist.

„Am Ende kann die Fluchtgefahr mit ei-
ner Kosten-Nutzen-Rechnung relativ sicher 
bestimmt werden“, sagt Wolf. Als Kosten 
ist der Verlust zu verstehen, den Flüchtige 
durch ihr Untertauchen in Kauf nehmen, 
also etwa der Verlust von sozialen Bindun-
gen, Vermögen oder des Jobs. Ihr Nutzen ist 
der Freiheitsgewinn, der durch Ressourcen 
wie zum Beispiel ein eventuell vorhande-
nes Vermögen im Ausland gesteigert wer-
den kann.

Ein drittes Ergebnis der Untersuchung 
hebt die Diskriminierung von Nicht-Pri-
vilegierten und Nicht-Deutschen hervor: 
„Der Anteil von Obdachlosen und Nicht-
Deutschen in der Untersuchungshaft ist er-
schreckend hoch“, sagt Wolf. Dass Obdach-
lose eher flüchten würden, hat sich in der 
Studie als falsch herausgestellt. Ähnliches 
gilt für Verdächtige mit ausländischen Wur-
zeln: „Nur weil jemand entfernte Verwandt-
schaft im Ausland hat, verschwindet er des-
wegen nicht zwingend“, sagt Wolf. Lediglich 
bei jenen, die völlig ohne soziale Bindung 
in Deutschland sind, ist die Fluchtgefahr 
wirklich höher. Ob Tatverdächtige in U-Haft 
kommen, ist demnach auch eine Frage des 
sozialen Status und der Nationalität.

Dabei verstoße letzteres insbesondere 
bei Verdächtigen aus dem EU-Ausland ge-
gen geltendes EU-Recht. Das Gleichbehand-
lungsgebot fordere die staatlichen Instituti-
onen dazu auf, alle EU-BürgerInnen gleich 
zu behandeln. „Tatsächlich beachtet die 
deutsche Rechtsprechung dies kaum“, sagt 
Wolf. Dabei ist die Gefahr, dass Verdäch-
tige im EU-Ausland erfolgreich untertau-
chen, gering: Die gemeinsame Strafverfol-
gung, Auslieferung und Rechtshilfe und der 
Europäische Haftbefehl führen dazu, dass 
die Strafverfolgung in der ganzen EU mitt-
lerweile ähnlich effektiv ist wie in Deutsch-
land.

Dabei gilt bei allen Verdächtigen die Un-
schuldsvermutung. Auch eine kurze Zeit in 
U-Haft kann schon zum Verlust des sozia-
len Umfelds und des Jobs führen und hat bei 
den meisten auch psychische Folgen.

Diskussion „U-Haft auf dem Prüfstand“ mit 
Lara Wolf: Di, 9. 4., 19 Uhr, Wall-Saal, Bremen

Untersuchungshaft werde in Deutschland leichtfertig verhängt, beklagt eine juristische 
Studie. Schon die Grundannahmen vieler richterlichen Entscheidungen seien nicht haltbar

Zu leichtfertig 
eingesperrt 
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Von Joachim Göres

Bundesweit gibt es rund 7.800 
Kehrbezirke – und ebenso viele, 
jeweils für einen solchen Bezirk 
zuständige SchornsteinfegerIn-
nenbetriebe. Bis vor einigen Jah-
ren kam daher grundsätzlich die 
örtliche Schornsteinfegermeiste-
rIn einmal im Jahr zur Kontrolle 
der Heizungsanlage vorbei. 

Seit 2013 aber haben Hausbe-
sitzerInnen die Wahl: Sie kön-
nen weiter die Dienste der je-
weiligen SchornsteinfegerIn-
nen aus ihrem Kehrbezirk in 
Anspruch nehmen, also die be-
vollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegerInnen, ernannt je-
weils für sieben Jahre. Oder sie 
beauftragen mit solchen ge-
setzlich vorgeschriebenen Ar-
beiten die freie Konkurrenz.  
Frei sind diese FegerInnen, weil 
sie mangels eines eigenen Kehr-
bezirks ihre KundInnen in ei-
nem größeren Radius suchen.

Einer von ihnen ist Falk Glin-
demann. „Sie bestimmen, wer 
Ihnen aufs Dach steigt!“: So 
steht es auf dem Flyer, mit dem 
der freie Schornsteinfegermeis-
ter aus dem niedersächsischen 
Celle für sich wirbt. Er hat seine 

Kampf der Glücksbringer
Seit 2013 dürfen sogenannte freie SchornsteinfegerInnen ihre Dienste anbieten.  
Viele KundInnen scheuen sich aber vor einem Wechsel weg von den Etablierten 

Krankenkassen klagen

Die niedersächsischen Sozialgerichte ächzen 
unter einer Klagewelle von Krankenkassen 
gegen Krankenhäuser. Es geht um vermeint-
lich falsch berechnete Behandlungskosten, 
die Krankenkassen vorsorglich per Klage von 
den Kliniken zurückfordern, wie der Präsi-
dent des Landessozialgerichts Niedersach-
sen-Bremen, Peter Heine, erläuterte. Anfang 
November habe es einen wahren „Klageha-
gel“ von rund 3.300 Klagen im Land gegeben. 
Dabei gehe es um etwa 15.000 einzelne Ab-
rechnungsfälle, „die unter Umständen auch 
alle einzeln zu entscheiden sind“. Bundesweit 
seien die Fallzahlen deutlich sechsstellig. Der 
Bundestag hatte Anfang November beschlos-
sen, die Verjährungsfrist für solche Rückfor-
derungen von vier auf zwei Jahre zu verkür-
zen und schuf zudem eine Übergangsfrist für 
Altverfahren. (epd)

Weniger Räumungen
Die Zahl der Zwangsräumungen ist in Ham-
burg laut Justizbehörde im vergangenen Jahr 
auf 848 gesunken. Im Jahr zuvor waren es noch 
52 mehr, wie ein Sprecher sagte. Bei Zwangs-
räumungen kommt der Gerichtsvollzieher mit 
Möbelpackern, lässt die gesamte Wohnung leer 
räumen und die Möbel anschließend einla-
gern. Räumungen seien aber auch nach „Berli-
ner Modell“ möglich, wonach nur das Schloss 
ausgetauscht werde, damit der säumige Mieter 
nicht mehr in die Wohnung kommt. Dieses 
Verfahren wurde im vergangenen Jahr 445 
Mal anwendet, im Jahr zuvor waren es 323 Mal. 
In den meisten Fällen sind Mietschulden der 
Grund für Räumungen. (dpa)

Arzt muss blechen
Wegen eines schweren Behandlungsfehlers 
muss ein Hausarzt an die Familie eines ver-
storbenen Patienten 500.000 Euro Schmer-
zensgeld zahlen. Der Bundesgerichtshof 
verwarf in einem vom Oberlandesgericht 
(OLG) Celle bekanntgemachten Beschluss die 
Revision des Mediziners (Az. VI ZR 355/18). 
Der Hausarzt hatte dem damals 50-Jährigen 
wegen Rückenschmerzen viermal innerhalb 
einer Woche zwei Präparate gleichzeitig inji-
ziert. Infolge eines Spritzenabszesses erlitt er 
einen septischen Schock und dann Organ-
versagen. Nach einem Jahr im künstlichen 
Koma starb er durch einen ärztlich begleite-
ten Freitod. Die Injektion der Präparate habe 
medizinischen Standards widersprochen, 
begründeten die Richter ihre Entscheidung. 
Es komme nicht darauf an, ob der Patient der 
Injektionen eingewilligt habe. (epd)

fug und recht

Kunden zwischen Hannover 
und dem Wendland, überprüft 
ihre Heizungen und führt da-
bei die vorgeschriebenen Emis-
sionsmessungen durch. „Ich bin 
im Schnitt 30 Prozent günsti-
ger“, sagt der 31-Jährige. „Ich ver-
einbare Termine nach Kunden-
wunsch und diktiere sie nicht. 
Trotzdem ist es schwer, neue 
Kundschaft zu finden. Viele wol-
len es sich nicht mit dem Bevoll-
mächtigten verderben.“

Angst vor den 
Alteingesessenen
Dahinter stecke die Angst der 
VerbraucherInnen vor den Alt-
eingesessenen: Auf die blei-
ben sie potenziell angewiesen, 
denn nur solche Bevollmäch-
tigten dürfen laut Gesetz in ih-
rem Kehrbezirk auch neue Hei-
zungsanlagen genehmigen. „Bei 
meinen Kunden hat ein Bevoll-
mächtigter Sachen bemängelt, 
die an den Haaren herbeigezo-
gen waren“, erzählt Glindemann 
– „und ich hatte so zusätzliche 
Arbeit. Andere Alteingesessene 
machen unsere Arbeit schlecht, 
weil sie uns Freie als wirtschaft-
liche Bedrohung ansehen.“

Der Bund der Energieverbrau-
cher (BdE) dagegen begrüßt die 
Wahlmöglichkeit und veröffent-
licht eine Liste mit Adressen von 
bundesweit 22 freien Schorn-
steinfegerInnen.Der Verbands-
vorsitzende Aribert Peters kri-
tisiert den Wettbewerbsvorteil 
für die Bevollmächtigten: „Die 
haben aus dem Kehrbuch die 
amtlichen Daten aller Heizun-
gen und HausbesitzerInnen in 
ihrem Bezirk und können sie für 
das eigene Geschäft nutzen. Das 
ist aus Datenschutzgründen ein 
großes Problem.“ 

Peters fordert, dass die ho-
heitlichen Aufgaben – die Füh-
rung einer Liste aller Heizun-
gen und die Prüfung, ob vor-
geschriebene Kehrarbeiten 
von einer Fachkraft rechtzeitig 
durchgeführt wurden – von ei-
ner staatlichen Stelle durchge-
führt werden, statt von den be-
vollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegerInnen. Zudem sollten 
Jobs wie die „Feuerstättenschau“ 
– innerhalb von sieben Jah-
ren gehört die Heizungsanlage 
zwei Mal unter die Lupe genom-
men – sowie die Prüfung neuer 
Anlagen aus Sicht des BdE alle 
SchornsteinfegermeisterInnen 

Frei oder mit 
Vollmacht? Die 

Lehrter 
Schornstein-

fegerin  
Julia Fritsch 

schaut einen 
Kamin  hinab
Foto: Jochen 
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erledigen dürfen. Bisher gehö-
ren diese Tätigkeiten zum Privi-
leg des Bevollmächtigten.

Laut Alexis Gula, Sprecher des 
Bundesverbandes des Schorn-
steinfegerhandwerks, liegt der 
Marktanteil der freien Fege-
rInnen bei etwa zwei Prozent. 
Er hält die Angst vor negati-
ven Konsequenzen nach einem 
Wechsel für unbegründet: „Wer 
nicht zufrieden ist und zurück-
wechseln will, wird immer ei-
nen anderen Schornsteinfeger 
finden“, sagt Gula.

Hans Weinreuter wundert 
sich nicht, dass nur wenige 
Menschen sich selbst Schorn-
steinfegerInnen suchen. Bei ei-
nem Wechsel stünden „Aufwand 
und Ertrag in keinem Verhält-
nis“, sagt der Mitarbeiter der 
Verbraucherzentrale Rhein-
land-Pfalz. Mit der jetzigen Si-
tuation ist er unzufrieden: „Seit 
2013 dürfen die Bevollmächtig-
ten auch die Rauchmelderüber-
prüfung oder die Gasschau an-
bieten, die nicht vorgeschrieben 
sind. Durch geschickte Kommu-
nikation erwecken sie oft den 
Eindruck, dass man diese Tätig-
keiten durchführen lassen muss 
– das ist nicht in Ordnung.“

Strafgefangene können nach 
einem Urteil des Landessozi-
algerichts Niedersachsen wäh-
rend einer Haftunterbrechung 
durch einen Krankenhausauf-
enthalt Hartz-IV-Leistungen 
beziehen. Zwar hätten sie wäh-
rend der Haft grundsätzlich kei-
nen Anspruch, da sie im Gefäng-
nis versorgt seien. Werde jedoch 
die Vollstreckung der Freiheits-
strafe für die Dauer einer stati-
onären Behandlung unterbro-
chen, sieht das laut dem Urteil 
anders aus (Aktenzeichen L 11 AS 
474/17).

Geklagt hatte ein 50-jähri-
ger Langzeithäftling aus Süd-
niedersachsen, der vor seiner 
Inhaftierung obdachlos war. 
2016 wurde er herzkrank und 
brauchte eine Bypass-Opera-
tion. Krankenhausbehandlung 
und Reha dauerten insgesamt 
rund drei Wochen. Für diese 
Zeit forderte er Unterstützung 
ein, da er kein Geld und kaum 
Kleidung hatte, die er außerhalb 
der Haft tragen konnte. Das Job-
center lehnte den Antrag ab, da 
Leistungen für Strafgefangene 
gesetzlich ausgeschlossen seien. 

Der Kläger sei noch nicht entlas-
sen und die Haft werde nach der 
Behandlung fortgesetzt. 

Die RichterInnen sahen das 
anders: Während des Klinik-
aufenthaltes sei der Kläger kein 
Strafgefangener, urteilte das 
Landessozialgericht, denn die 
Haftzeit verschiebe sich insge-

samt um die Dauer der Behand-
lung. Das Jobcenter müsse ihm 
die Sozialleistungen zahlen. 

Aus Sicht des Gerichts spielt 
dabei keine Rolle, dass es nur 
um Leistungen für drei Wo-
chen gehe. Das Sozialgesetzbuch 
kenne keine zeitliche Mindest-
grenze der Hilfebedürftigkeit. 
Der Kläger müsse sich auch 
nicht die Vollverpflegung im 
Krankenhaus und der Reha-Kli-
nik anrechnen lassen: Der  Re-
gelbedarf sei pauschaliert, eine 
individuelle Berechnung nicht 
vorgesehen. (epd)

Geld für kranke Knackis
Jobcenter müssen bei Haftunterbrechung Hartz IV gewähren, urteilt Niedersachsens Landessozialgericht

Während des 
Klinikaufenthaltes 
ist der Kläger kein 
Strafgefangener
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